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Vorwort 

Die Organisation des Rundfunks in Bund und Ländern ist seit lan-
gem Gegenstand lebhafter Erörterungen. Im Mittelpunkt der wissen-
schaftlichen Auseinandersetzung steht die Frage nach den verfassungs-
rechtlichen Grundlagen. Es ist nach wie vor umstritten, welchen Inhalt 
die in Art . 51GG gewährleistete „Rundfunkfreiheit"  hat und welche 
Folgerungen aus dieser Verfassungsgarantie  für die organisatorische 
Gestaltung der Rundfunkträger  zu ziehen sind. Die bestehenden Ge-
gensätze sind auch durch das Fernsehurteil des BVerfG (E 12, 205 ff.) 
nicht überbrückt, sondern — wie vor allem in der Urtei lskri t ik von 
Bettermann DVB1.1963 S. 41 und der Entgegnung von Lenz JZ 1963 
S. 338 deutlich w i rd — eher noch verschärft  worden. 

Neben dem Kernproblem, welche Organisation der Rundfunk nach 
der Verfassung haben soll, hat aber auch die Frage, wie er tatsächlich 
organisiert ist, eine eigene Bedeutung. Das Organisationsrecht des 
Rundfunks ist wegen seiner Zersplitterung in elf Rundfunkordnungen 
der Länder und des Bundes nur schwer überschaubar. Eine fundierte 
verfassungsrechtliche  Beurteilung setzt deshalb voraus, daß die recht-
liche Gestalt der Rundfunkträger  durch eine umfassende systematische 
Untersuchung sichtbar gemacht wird. Hierzu soll die vorliegende Dar-
stellung einen Beitrag leisten. Sie behandelt die Ordnungsprinzipien, 
denen die Rundfunkgesetzgeber bei der Errichtung der Rundfunk-
anstalten gefolgt sind, die innere Struktur der Anstaltsorgane, die 
Kompetenzverteilung innerhalb der Anstalten und die Regelungen der 
von außen auf die Anstalten einwirkenden Staatsaufsicht. Das Haus-
halts- und Finanzwesen der Anstalten ist dagegen wegen seiner spezi-
fisch finanzrechtlichen Problematik ausgeklammert worden. 

Die Schrift  ist von der Juristischen Fakultät der Freien Universität 
Berl in als Dissertation angenommen worden. Sie wurde von Herrn 
Prof.  Dr. Kar l August Bettermann betreut, dem ich zu aufrichtigem 
Dank verpflichtet bin. 

Klaus  Peter  Jank 
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E r s t e s K a p i t e l 

Grundlagen und Grundgedanken 
der Organisation der Rundfunkanstalten 

I . Die bestehenden Anstalten 

1. Ihre  Entstehung 

I n der Bundesrepublik einschließlich des Landes Ber l in bestehen 
gegenwärtig zwölf Rundfunkanstalten: zehn der Länder und zwei des 
Bundes1. Die Landesrundfunkanstalten wenden sich mi t Rundfunk-
und Fernsehdarbietungen an die Bevölkerung des Bundesgebietes2, 
während die Sendungen der Bundesrundfunkanstalten für Gesamt-
deutschland und das Ausland bestimmt sind3. 

Die gegenwärtige Organisation der Anstalten beruht nicht auf einem 
einheitlichen Entstehungsakt oder auf gemeinsamer Planung von Bund 
und Ländern, sondern ist in mehreren Entwicklungsphasen gewachsen4. 

(1) Der Bayerische  Rundfunk,  der Hessische  Rundfunk,  Radio  Bremen 
und der Süddeutsche  Rundfunk  gehören zu den ersten Anstaltsgrün-
dungen der Nachkriegszeit. Sie entstanden in den Jahren 1948/49 in 
den Ländern der ehemaligen amerikanischen Besatzungszone unter 
maßgeblichem Einfluß der Besatzungsmacht5. Die US-Militärregierung 
überließ zwar den Erlaß der Organisationsgesetze den Landesgesetz-
gebern. Sie legte aber die Grundzüge der Organisation durch Direk-

1 Ihre Rechtsgrundlagen (Gesetze, Staatsverträge der Länder, Rechtsver-
ordnungen, Satzungen) sowie die wichtigsten Gesetzesmaterialien sind im 
Anhang zusammengestellt. 

2 Ar t . 2 BR-G, § 2 HR-G, § 3 I NDR-V, § 9 I I SR-G, § 2 SFB-S, § 1 SDR-^S, 
§ 3 I I I SWF-V, § 3 I WDR-G. 

3 §§ 11, 51 DLF/DW-G. Sendungen für Gesamtdeutschland sind i n erster 
L in ie an die Hörer i m anderen Tei l Deutschlands gerichtet, werden aber auch 
direkt i n das Bundesgebiet ausgestrahlt. Zur verfassungsrechtlichen  Proble-
mat ik dieser Bundeskompetenz vgl. Lerche , Deutschlandfunk, S. 18—24. 

4 Aus dem Rundfunkschrif t tum  können folgende Gesamtdarstellungen her-
vorgehoben werden: Albath,  Rundfunkorganisation, S. 82 ff.,  Magnus , Rund-
funk, S. 25 ff.,  Reichert , Rundfunkautonomie, S. 32 ff.,  Schuster , APF 1949, 
S. 309 ff.,  Ziegler , Deutscher Rundfunk, S. 71 ff.  und Intern. Hdb. f. Rundfunk 
u. Fernsehen, Tei l C, S. 8—13. 

ß Zu den Einzelheiten Reichert  S. 32—94 iL Ziegler  S. 71—93. 
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tiven und Weisungen fest und stimmte den ihr unterbreiteten Gesetz-
entwürfen erst zu, nachdem alle ihre Bedingungen erfüllt  waren. Die 
von ihr durchgesetzte Grundordnung ist im wesentlichen unverändert 
erhalten geblieben. 

(2) Südwestfunk  und Sender  Freies  Berlin  erhielten die Grundlagen 
ihrer gegenwärtigen Verfassimg in einer Übergangsphase. Der Süd-
westfunk beruht auf einem Staatsvertrag der Länder Baden, Württem-
berg-Hohenzollern und Rheinland-Pfalz 6, der im Jahre 1951 die ur-
sprüngliche Rechtsgrundlage, eine Verordnung der französischen Mi l i -
tärregierung, ersetzte; der Sender Freies Berl in wurde 1953 in den 
drei Westsektoren Berlins durch Landesgesetz errichtet. Beim Aufbau 
beider Anstalten hatten die deutschen Rundfunkgesetzgeber freiere 
Hand als bei früheren  Anstaltsgründungen, da sowohl die französische 
Militärregierung als auch die All i ierte Kommandantur Berl in von ihren 
Vorbehaltsrechten im Hinblick auf die in Aussicht genommene Auf-
hebung des Besatzungsstatuts einen äußerst zurückhaltenden Gebrauch 
machten7. 

(3) Der Norddeutsche  Rundfunk,  dem ein Staatsvertrag der Länder 
Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein zugrunde liegt, sowie 
der durch Landesgesetz errichtete Westdeutsche  Rundfunk  waren die 
ersten Anstalten, die die deutsche Rundfunkgesetzgebimg ohne jede 
Mi twi rkung der Besatzungsmächte schuf8. Sie lösten in den Jahren 
1954/55 den Nordwestdeutschen Rundfunk ab, der für die Länder der 
britischen Besatzungszone gesendet hatte. Ihnen folgte nach der Rück-
gliederung des Saarlandes im Jahre 1956 der Saarländische Rund-
funk 9 . Die Errichtung von Landesrundfunkanstalten fand 1961 mit 
der Gründung des Zweiten  Deutschen  Fernsehens  ihren vorläufigen 
Abschluß10. Rechtsgrundlage dieser Anstalt ist ein Staatsvertrag, an 
dem sämtliche Bundesländer beteiligt sind. Der Vertrag wurde ge-
schlossen, nachdem das BVerfG in seinem Fernsehurteil vom 28.2. 
196111 die Verfassungswidrigkeit  der vom Bund errichteten „Deutsch-
land-Fernsehen-GmbH" festgestellt und den Ländern die Kompetenz 

6 Vertragsbeteiligte Länder sind seit der Neugliederung des Südwestraums 
Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz. Der Sendebereich der Anstal t um-
faßt aber Baden-Württemberg nur i n den Gebieten der ehemaligen Bundes-
länder Baden und Württemberg-Hohenzollern (Art. 2 I SWF-S). 

7 Hierzu Herrmann,  Rundfunkentwicklung, S. 78—84 u. Reichert  S. 192 
bis 195. 

8 Zu dieser Entwicklung Brack,  Rundfunkorganisation Nord- u. West-
deutschland, S. 35—50. 

» Zur Entstehungsgeschichte Thürk  DÖV 1966 S. 813. 
1 0 Zum Werdegang i m einzelnen Hillig,  Zweites Fernsehprogramm, S. 93 

bis 108. 
u BVerfGE  12, 205 ff. 
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zur Veranstaltung von Rundfunksendungen für die Bevölkerung des 
Bundesgebietes zuerkannt hatte. 

(4) Die Bundesrundfunkanstalten  Deutschlandfunk  und Deutsche 
Welle  wurden Ende 1960 durch Bundesgesetz errichtet. Diese Anstalts-
gründungen beendeten die jahrelangen Bemühungen des Bundes, we-
nigstens die Sendungen, die nicht in erster Linie für die Bundesrepu-
b l ik bestimmt sind, über eigene Rundfunkträger  verbreiten zu kön-
nen12. 

2. Ihre  Organisation 

Die Organisation der Rundfunkanstalten bietet in ihrer äußeren 
Gestalt ein einheitliches Bild. Al le Anstalten haben die Rechtsform 
einer rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen  Rechts, der das Recht zur 
Selbstverwaltung verliehen ist13 . Anstaltsorgane sind in der Regel der 
Rundfunkrat (Fernsehrat), der Verwaltungsrat und der Intendant14 . 
Der Rundfunkrat und der Verwaltungsrat sind Kollegialorgane. Sie 
teilen sich in Kreations- und Kontrol l funktionen 15 . Der Intendant, das 
einzige monokratische Organ, leitet die Anstalt unter Beachtung der 
Rechte der übrigen Organe und vertr i t t sie nach außen. 

Dieses Organisationsschema geht bereits auf die ersten Anfänge des 
Nachkriegsrundfunks  zurück. Es wurde von den deutschen Rundfunk-
verantwortlichen unter maßgeblicher Mi tw i rkung des Regierungsprä-

1 2 Zu den Einzelheiten Mündl. Ber. d. Vermittlungsaussch., BT-Prot. I I I / 
S. 7434 f. 

13 Art . 1 I BR-G, § 1 I HR-G, § 1 NDR-V, § 1 RB-G, § 8 I SR-G, § 1 I 
SFB-G, §§ 2, 3 I I SDR-G, § 1 SWF-V, § 1 WDR-G, § 1 I, I I ZDF-V, § § 1 1 1 , 
I I , 5 I 1, I I DLF/DW-G. — Das Selbstverwaltungsrecht, das den herkömm-
lichen Formen der rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen  Rechts von jeher 
fremd war (Jecht,  öffentliche  Anstalt, S. 33), stellte sich zunächst als Be-
sonderheit der Rundfunkorganisation dar. Es sollte dem Rundfunk „einen 
Bereich eigener, sachbezogener Verantwortung" sichern, der „seine Maßstäbe 
von der ihm gestellten Aufgabe her gewinnt und deshalb so weit wie 
möglich gegen Einwirkungen von anderen Motivationen her abgeschirmt 
werden soll" (Weber,  NWDR-Denkschrift,  S. 67 f.). Das Beispiel der Rund-
funkanstalten hat allerdings weite Teile der Verwaltungsrechtswissenschaft 
darin bestärkt, auch die anstaltliche Selbstverwaltung in ihr System auf-
zunehmen (vgl. z. B. Forsthoff,  Verwaltungsrecht [9. Aufl . 1966], S, 419, Herr-
mann AöR 90 S. 304, Leiling,  Festschrift  f. Nawiasky, S. 389, Salzwedel 
W D S t R L 22 S. 212, Wolff,  Verwaltungsrecht I I , S. 166 f.; einschränkend Jecht 
S. 63 f, ablehnend Apelt,  Festschrift  f. Nawiasky, S. 379). 

14 Art . 5 BR-G, § 4 HR-G, § 3 RB-G, § 13 SR-G, § 3 SDR-S, § 8 SWF-V, 
§12 ZDF-V, §§2, 6 DLF/DW-G. — Abweichend davon verfügen NDR und 
WDR mi t dem Programmbeirat über ein viertes Anstaltsorgan (§7 1 NDR-V, 
§7 1 WDR-G), während beim SFB jedenfalls nach Auffassung  des Berliner 
Rundfunkgesetzgebers ein zum selbständigen Organ ausgestalteter Verwal-
tungsrat fehlt (§5 1 SFB-S; vgl. hierzu auch unter I I 1 des 3. Kapitels). 

15 Zur Kompetenzverteilung vgl. im einzelnen das 3. Kapitel. 

2 Jank 


